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Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland

vom 23. Mai 1949 (BGBl. S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 23.12.2014 (BGBl. I S. 2438)

Der Parlamentarische Rat hat am 23. Mai 1949 in Bonn am Rhein in 

öffentlicher Sitzung festgestellt, daß das am 8. Mai des Jahres 1949 

vom Parlamentarischen Rat beschlossene Grundgesetz für die 

Bundesrepublik Deutschland in der Woche vom 16.-22. Mai 1949 

durch die Volksvertretungen von mehr als Zweidritteln der beteiligten 

deutschen Länder angenommen worden ist.

Auf Grund dieser Feststellung hat der Parlamentarische Rat, 

vertreten durch seine Präsidenten, das Grundgesetz ausgefertigt 

und verkündet.

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland ist die Basis 

der parlamentarischen Demokratie. 23. Mai 1949 © DBT/Blanke



2Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland

I. Die Grundrechte

Artikel 1

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu 

schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und 

unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder 

menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in 

der Welt.

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, 

vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes 

Recht.

Artikel 2

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner 

Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht 

gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz 

verstößt.

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. 

Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf 

Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.
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